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SPRUCH des Monats  
Der Standpunkt macht es nicht, die Art macht es, wie man 
ihn vertritt. 
Theodor Fontane; 1819 - 1898, deutscher Schriftsteller und Erzähler 

 
 
Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
 
Grobe Beleidigung rechtfertigt fristlose Kündi-

gung 
  

Grundsätzlich kann ein Arbeitsverhältnis aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 

Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem 

Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Ab-

wägung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses 

bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann. Grobe Beleidi-

gungen können eine fristlose Kündigung rechtfertigen. Die strafrechtliche 

Beurteilung ist kündigungsrechtlich nicht ausschlaggebend. 

 

In einem vom Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein (LAG) am 24.1.2017 ent-

schiedenen Fall wurde einem Arbeitnehmer fristlos gekündigt, weil er behauptet 

hatte, dass sich der Vater des Geschäftsführers ihm gegenüber "wie ein A..." verhal-

ten hätte und dass der Geschäftsführer auf dem besten Wege sei, seinem Vater den 

Rang abzulaufen. 

 

Die Richter des LAG gaben dem Arbeitgeber recht und beurteilten die Kündigung als 

zulässig. In ihrer Begründung führten sie aus, dass selbst unter Berücksichtigung 

der mehr als 23-jährigen Betriebszugehörigkeit und der aktuellen Rentennähe die 

Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses auch nur bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 

dem Arbeitgeber nicht zumutbar war. 

 
 
 
 

 

 



Familienrecht 

Verjährung der Rückforderung von 

„Schwiegerelternschenkungen" 
  

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 3.12.2014 entschiedenen 

Fall übertrug der Vater im Jahre 1993 das Eigentum an dem Grundstück 

auf die Tochter und ihren Ehemann zu deren jeweils hälftigem 

Miteigentum. Mitte 2004 trennte sich das Ehepaar und der 

Schwiegersohn zog aus der Ehewohnung aus. Nach der Scheidung 

beantragte dieser im Jahre 2009 die Teilungsversteigerung des 

Anwesens. Daraufhin trat der Vater Anfang 2010 seine Ansprüche auf 

Rückübertragung des hälftigen Grundstücksanteils gegen seinen 

(ehemaligen) Schwiegersohn an seine Tochter ab. Auf diese Abtretung 

gestützt nahm sie ihren geschiedenen Ehemann im Jahre 2010 auf 

Übertragung seiner Miteigentumshälfte in Anspruch.  

 

Der BGH kam zu dem Entschluss, dass nicht ausgeschlossen werden 

kann, dass dem Vater der Antragstellerin ein Anspruch auf 

Rückübertragung der Miteigentumshälfte gegen seinen früheren 

Schwiegersohn zustand und dieser Anspruch wirksam an die 

Antragstellerin abgetreten wurde.  

 

Erfolgt eine Schwiegerelternschenkung unter der für das Schwiegerkind 

erkennbaren Vorstellung, dass die Ehe fortbesteht und daher die 

Schenkung auch dem eigenen Kind dauerhaft zugutekommt, kann das 

Scheitern der Ehe nach den Grundsätzen über die Störung der 

Geschäftsgrundlage zu einer Rückabwicklung der Schenkung führen. Als 

weitere Voraussetzung muss allerdings hinzukommen, dass ein 

Festhalten an der Schenkung für die Schwiegereltern unzumutbar ist. 

Auch wenn dies der Fall ist, kann in der Regel nur ein Ausgleich in Geld 

verlangt werden. Nur in seltenen Ausnahmefällen wird die 

Vertragsanpassung dazu führen, dass der zugewendete Gegenstand 

zurückzugewähren ist. Eine Rückgewähr des geschenkten Gegenstandes 

löst dann aber - von den Fällen kurzer Ehedauer abgesehen - im 

Gegenzug einen angemessenen Ausgleich in Geld aus. In Betracht 

kommt eine solche Rückgewähr bei nicht teilbaren Gegenständen wie 

Hausgrundstücken oder Miteigentumsanteilen insbesondere dann, wenn 

die Schwiegereltern sich - wie im vorliegenden Fall - ein Wohnungsrecht 

vorbehalten haben, das durch das Scheitern der Ehe gefährdet wird.  

 

Die Richter führten weiter aus, dass hier nicht die regelmäßige 

Verjährungsfrist von drei Jahren anwendbar ist. Für Ansprüche auf 

Übertragung des Eigentums an einem Grundstück sowie die Ansprüche 

auf Gegenleistung gilt eine zehnjährige Verjährungsfrist. 

 

 

 

 

 



Sonstiges 
 

 Mietvertrag - individuelle Vertragsabreden ha-

ben Vorrang vor Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen 
  

Eine in einem Mietvertrag über Gewerberäume enthaltene sog. doppelte Schrift-

formklausel kann im Falle ihrer formularmäßigen Vereinbarung wegen des Vorrangs 

der Individualvereinbarung eine mündliche oder auch konkludente Änderung der 

Vertragsabreden nicht ausschließen. 

 

Den Vorrang gegenüber Allgemeinen Geschäftsbedingungen haben individuelle 

Vertragsabreden ohne Rücksicht auf die Form, in der sie getroffen worden sind, und 

somit auch wenn sie auf mündlichen Erklärungen beruhen. Das gilt nach einem 

Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 25.1.2017 selbst dann, wenn durch eine 

AGB-Schriftformklausel bestimmt wird, dass mündliche Abreden unwirksam sind. 

 

Vertragliche Vereinbarungen, die die Parteien für den Einzelfall getroffen haben, 

sollen nicht durch davon abweichende Allgemeine Geschäftsbedingungen durch-

kreuzt, ausgehöhlt oder ganz oder teilweise zunichtegemacht werden können.  

 

Die Vorschrift im Bürgerlichen Gesetzbuch beruht auf der Überlegung, dass Allge-

meine Geschäftsbedingungen als generelle Richtlinien für eine Vielzahl von Verträ-

gen abstrakt vorformuliert und daher von vornherein auf Ergänzung durch die indi-

viduelle Einigung der Parteien ausgelegt sind. Sie können und sollen nur insoweit 

Geltung beanspruchen, als die von den Parteien getroffene Individualabrede dafür 

Raum lässt. Vereinbaren die Parteien wenn auch nur mündlich etwas anderes, so 

kommt dem der Vorrang zu. 

 

Es kommt demnach auch nicht darauf an, ob die Parteien bei ihrer mündlichen Ab-

sprache an die entgegenstehende Klausel gedacht haben und sich bewusst über sie 

hinwegsetzen wollten. 

 

 

 

 

 
 

 


